An das AMS
………………..

     (AMS – Stelle)
Aufforderung  zur Kenntnisnahme / schriftlichen Stellungsnahme

Mit diesem Schreiben fordere ich das AMS in …………………………….…auf,  die §§ 4 Abs. 4 und  §§ 29 bis 35 laut dem AlVG gesetzeskonform zu beachten und einzuhalten.
Darüber hinaus verweise ich auf mein Recht der bescheidmäßigen Zusendung, was das AMS nunmehr von mir verlangt und welche Konsequenzen, wie Z. B. § 10 AlVG mir hierbei drohen würden.

Auch verweise ich dahingehend, dass dieser Bescheid enthalten müsse, welche Art der Maßnahme (warum) geplant sei, welche Qualifizierungsvorteile sich hieraus ergeben sollten, bzw. welche Verbesserungsmöglichkeit sich hierbei am Arbeitsmarkt für mich einstellen sollte.

Meiner Rechtskenntnis entsprechend gibt es laut div. VwGH Urteilen  (2004/08/0017,  2004/08/0208 und weiteren), die Erkenntnis, dass „aufsuchende“ Vermittlung (Z.B. Projekt Phoenix und laut §§ 9, 10 AlVG  Coaching keine Maßnahme) rechtswidrig eingesetzte Maßnahmen des AMS sind, welche nicht mit dem § 10 AlVG sanktioniert werden können !

(Es steht nicht im freien Belieben des Arbeitsamtes, einem Arbeitslosen (auch einem Langzeitarbeitslosen) entweder eine Arbeitsstelle zu vermitteln oder ihn zu einer Nachschulung oder
Umschulung zuzuweisen. Eine solche Zuweisung vermag sich insbesondere auch nicht auf die vom Arbeitslosen (auch wiederholt) an den Tag gelegte (durch BeraterIn vermutete) Arbeitsunwilligkeit, eine ihm durch das Arbeitsamt zugewiesene zumutbare Beschäftigung anzunehmen, zu stützen. Für eine solche Maßnahme ist vielmehr Voraussetzung, dass die Kenntnisse des Arbeitslosen für die
Vermittlung einer zumutbaren Beschäftigung nach Lage des in Betracht kommenden Arbeitsmarktes nicht ausreichend wären. Dies gilt auch für Zuweisung zu Beschäftigungsverhältnissen bei „Sozialökonomische Beschäftigungsbetrieben“, welche keine ausreichenden Gewerbeberechtigungen besitzen, wie Z.B. Inhaber von Gewerbeberechtigung: „Anbieten persönlicher Dienstleistungen, eingeschränkt auf …      laut § 5 Abs. 2 GewO.1994   des Gewerbeinhaber.)
Musterurteil vom 04.07.2006
(Amtsmissbrauch und Nötigung liegt vor, wenn der/die BeraterIn Arbeitslose unter Androhung des §10 (Bezugssperre) in Kurse vermittelt oder gegen ihren Willen zu zwingen versucht, welche laut VwGH Erkenntnis nicht sanktionierbar/freiwillig sind.
(Die aufsuchende Vermittlungsarbeit dient hier als Beispiel!)
Hinsichtlich einer Zuweisung unter Zwang oder Androhung liegt jedenfalls bereits ein Amtsmissbrauch vor, wenn der zuständige Sachbearbeiter in Kenntnis gesetzt wurde, dass diese Zuweisung (Maßnahme) rechtswidrig ist. Der Verdacht der schweren Nötigung ist in jedem Fall rechtlich durch die Staatsanwaltschaft zu prüfen. 
Ausdrücklich möchte ich noch festhalten, dass ich nunmehr, wegen der Nachweisbarkeit nur noch „bescheidmäßige“, schriftliche Anordnungen des AMS zur Kenntnis nehme und einseitig verfügte Betreuungsvereinbarungen, welche gegen meinen freien Willen verfasst wurden ignorieren werde.
Raum für die  Bestätigung der Kenntnisnahme für das zuständige AMS (durch  BetreuerIn )
……………………………………             ……………………………….              …………………………..

                (Ort, Datum)                                 (SachbearbeiterIn)                            (AMS – Stelle)

Wichtig ist die Kenntnisnahme dieses Vordruckes und der VwGH – Erkenntnisse dem/der BetreuerIn bestätigen lassen, um vor Gericht den Nachweis erbringen zu können !

Am besten ist es eine Vertrauensperson zum Termin mitnehmen und dieses Schreiben unterfertigen zu lassen! Sollte der / die BetreuerIn diese schriftliche Kenntnisnahme verweigern, ist es ratsam diese Mitteilung als „Einschreibebrief“ an das AMS zu senden !
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